Absender Name
Adresse
Email
Adresse                                                                                                  
Eisenbahn-Bundesamt
Außenstelle Hannover

Herschelstr. 3

30159 Hannover

Per E-Mail: pfa1.2@eba.bund.de

Datum
Planfeststellungsabschnitt 1.2 – Bau-km 107,532 bis Bau-km 123,576
Geschäftszeichen: 581ppa/020-2025#001
 
Ich bin / Wir sind Eigentümer / Mieter / Pächter des Grundstücks    ____________________ 

und nutze/n dieses wie folgt (zu Wohnzwecken mit meiner Familie, als Ferienwohnung, gewerblich etc.): _____________________________________________

 Zu dem obigen Plan erhebe ich/erheben wir 

E i n w en d u n g en
und bitte/bitten Sie, mir/uns rechtzeitig vor der Anhörung die Stellungnahme der Vorhabenträgerin DB InfraGO zu diesem Schreiben zu überlassen. 

 

1. Die Festlegung der Strecke sieht zwingend vor, dass der Abschnitt 1.1 durch Bad Schwartau an den Abschnitt 1.2 angeschlossen wird. Dadurch ist die Betroffenheit auch für den Abschnitt 1.1 gegeben und bedingt auch ein Einspruchsrecht für Bad Schwartau. Es ist rechtlich bedenklich, dass die Planfeststellung für die Abschnitte 1.2 und 2 (Lübeck) vor dem dazwischen liegenden Abschnitt 1.1 vorgenommen werden. Es erhebt sich dabei der Verdacht, dass Bad Schwartau vor vollendete Tatsachen gestellt und eine Änderung der Antragstrasse unmöglich gemacht werden soll.

2. Die Änderung der Verkehrsführung und Neubau der Straße zwischen Elisabethstraße und Nikolausstraße sieht vor, dass sämtlicher Verkehr inklusive dem Schwerlastverkehr über die neu zu bauende Straße, die Nikolausstraße, die Roonstraße, die Moltkestraße und die Blücherstraße zur Kaltenhöfer Straße geführt werden soll. Dadurch kommt es zu erheblichen Erschütterungen der über 100 Jahre alten Villen, die unter Denkmalschutz stehen, sodass Gebäudeschäden zu erwarten sind. Der Wertverlust der Grundstücke sowie die Einbußen bei der Vermietung bzw. beim Verkauf der Immobilie sind nicht hinnehmbar. Weiterhin erzeugt der LKW-Verkehr eine starke Lärmbelastung für die Anwohner. Außerdem sind die schmalen Anliegerstraßen mit engen Kurven definitiv nicht für LKW-Verkehr ausgelegt, so dass auch hier mit Schäden zu rechnen ist.

3. Während der Bauzeit sind die Stadtteile Kaltenhof und Marienholm mit 2100 Bewohnern und Bewohnerinnen von der Stadt Bad Schwartau abgeschnitten. Ärzte, Geschäfte, Arbeitsstellen, Behörden usw. sind nur über weite Umwege zu erreichen. Für Personen ohne Fahrzeug ist die Stadt gar nicht mehr erreichbar, zumal auch der Busverkehr nicht gesichert ist. Das betrifft besonders auch Schüler und Schülerinnen, die ihre Schulen nicht mehr besuchen können. Rettungswagen, Feuerwehr und Polizei können den Stadtteil nicht mehr in der vorgeschriebenen Zeit erreichen. Bei dieser künstlich herbeigeführten Insellage für den Ausbau der FFBQ handelt es sich um einen einmaligen Vorgang in Deutschland. 

4. Die Abholzung des Waldes in der Nikolausstraße zwischen Elisabethstraße und dem Bahnübergang Kaltenhöfer Straße, um einen Lagerplatz für Baumaterial und Maschinen anzulegen und eine Straße zu bauen, ist nicht verhältnismäßig, insbesondere da die baubedingte Flächeninanspruchnahme von 39,41 ha in keiner Relation zur anlagenbedingten Flächeninanspruchnahme von 12,67 ha steht. 
Die Planung berücksichtigt ebenso nicht ausreichend die erhebliche Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit, die die Baumaßnahme durch den massiven Lärm aufgrund des Schwerlastverkehrs und der Einrichtung des Lagerplatzes unmittelbar an dem Wohngebiet Kaltenhof für uns und unsere Nachbarn bedeutet. Außerdem wurde nicht berücksichtigt, dass es sich bei dem Wald um einen Erholungswald laut Landesverordnung von 1972 handelt. Er enthält über 100-jährige zum Teil seltene Bäume mit hohem ökologischem Wert. Einen solchen Wald für einen vorübergehenden Lagerplatz zu opfern, halten wir für unverantwortlich. Wir verlangen im Falle einer doch genehmigten Strecke durch Bad Schwartau, dass ein anderer Bereich als Lagerfläche genutzt wird. Vor allem in Hinblick auf den Klimaschutz und die Ökosystemleistung des Waldes ist die geplante Abholung eine Katastrophe. Die angedachten Ausgleichsmaßnahmen können den zu erwartenden Schaden in keiner Weise kompensieren. Nach Ende der Bauphase kann der Wald, der für die Großbaustelle gerodet wurde, an der ursprünglichen Stelle - auch in Teilen - nicht wiederhergestellt werden, da die während der Bauphase erfolgte Verdichtung auf viele Jahre eine Verwurzelung von neuen Bäumen verhindert. Dieser Wald ist auch in nicht unerheblichem Maße Schutz der Anwohner gegenüber dem durch den Zugverkehr und die Autobahn verursachten Lärm. Da der Wald bei der Berechnung des Lärmschutzes gegenüber der Autobahn einbezogen wurde, ist hier eine völlig neue Berechnung erforderlich.
5. In der Vergleichsmatrix (2.2.2.1) werden die Kosten und die Bauzeit für die Antragstrasse fälschlicherweise niedriger bewertet als bei den Varianten X1 oder X2, und dies, obwohl für die Antragstrasse ein 3,2m tiefer Trog gebaut werden muss, der erhebliche Kosten verursachen und eine längere Bauzeit in Anspruch nehmen wird als der Bau einer X-Variante. Außerdem wurde bei den früheren Planungen nicht berücksichtigt, dass inzwischen durch den Bau der Ostküstenleitung von der Firma Tennet eine Schneise in die Natur geschlagen wurde, die bereits Landschaftsräume zerstört hat und für die X-Trasse der Deutschen Bahn nur etwas erweitert werden müsste.  
6. ______________________________________________________________________
7. ______________________________________________________________________
Wir fordern Sie auf, die Planungen zu verwerfen und die sogenannte X-Trasse zu wählen.
Mit freundlichen Grüßen 
